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KURZE BEGRÜNDUNG 

Unter dem Gesichtspunkt der Entwicklungspolitik ist es entscheidend, dass diese Verordnung 

möglichst ehrgeizig ist. Das im Kommissionsvorschlag festgelegte 1,5-°C-Ziel beruht auf den 

Ergebnissen des Weltklimarats (IPCC), wonach in vom Klimawandel besonders gefährdeten 

Regionen – wie zu den Entwicklungsländern zählenden kleinen Inselstaaten, den Küsten 

Südasiens und dürregefährdeten Gebieten Afrikas – besonders gefährliche Folgen drohen, 

wenn die Temperatur weltweit über diesen Wert steigt. Den Ergebnissen des IPCC zufolge ist 

das 1,5-°C-Ziel nur erreichbar und können die ärmsten Regionen der Welt nur geschützt 

werden, wenn durch die Landnutzung „negative Emissionen“ erzielt werden, d. h. die 

Landnutzung nicht nur dem Emissionsausgleich dient. 

Wenn die Welt durch Wälder negative Emissionen erreichen muss, muss die EU – im Sinne 

globaler Gerechtigkeit – dabei eine führende Rolle übernehmen. Zur Wahrung des Rechts der 

ärmeren Länder auf Entwicklung sollte die EU für den weltweit erforderlichen Schutz der 

Wälder möglichst große Verantwortung übernehmen, und zwar vor allem auch im 

Zusammenhang mit dieser Verordnung, mit der weltweit erstmals der Versuch unternommen 

wird, festzulegen, wie die im Rahmen der Landnutzung entstehenden und gebundenen 

Emissionen in die weltweite CO2-Bilanzierung einfließen sollen. Die Verordnung stellt also 

für den Rest der Welt einen wichtigen Präzedenzfall dar und wird ganz sicher bei 

internationalen Verhandlungen als Muster dienen. Im Kommissionsvorschlag wird darauf 

hingewiesen, dass der Boden mehreren „Zwecken“ dient, z. B. dem Anbau von 

Nahrungsmitteln, und dass diese Zwecke gegen die potenzielle Nutzung als CO2-Senke 

abgewogen werden müssen. In sehr bevölkerungsstarken Entwicklungsländern ist das umso 

wichtiger, da die Landnutzung dort eine Überlebensfrage ist. Aus demselben Grund sollten in 

die Verordnung auch internationale Normen für Boden- und Landnutzungsrechte 

aufgenommen werden, damit sichergestellt ist, dass diese Schutzmechanismen in 

internationalen Vorschriften für die CO2-Bilanzierung der Landnutzung verankert werden. 

Gerade bei Ländern, in deren Recht Gewohnheitsrechte nicht eindeutig anerkannt werden und 

in denen es in der Vergangenheit schon infolge von Naturschutzprojekten zur Vertreibung der 

einheimischen Landbevölkerung gekommen ist, wären solche Normen überaus wichtig. 

Schließlich sollte mit der Verordnung auch – anstelle der Aufforstung neuer Gebiete – die 

Ödlandkultivierung gefördert werden. Dadurch sinkt die Gefahr, dass Flächen für wichtige 

Zwecke wie die Nahrungsmittelproduktion, die wiederum in Entwicklungsländern einen 

besonderen Stellenwert hat, durch Klimaschutzmaßnahmen im Bereich Landnutzung, 

Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft (LULUCF) verloren gehen.   

Aus diesen Gründen werden mit Blick auf den Vorschlag der Kommission die folgenden 

Änderungen vorgeschlagen:  

• Ehrgeizigerer Klimaschutz durch folgende Maßnahmen:  

- Höheres internes Ziel für den Bereich LULUCF  

- Strengere Bilanzierungsvorschriften  

- Anreize für die Wiederherstellung von Feuchtgebieten  

- Überprüfung der Verordnung in Bezug auf die angestrebten Ziele  

• Soweit möglich sollten mit der Verordnung Anreize für Tätigkeiten geschaffen werden, 

die – anstelle der Wiederaufforstung von Gebieten – der stärkeren Nutzung von Flächen 

als CO2-Senken dienen (durch Agrarökologie oder Rückführung bewirtschafteter Anbau- 
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und Weideflächen in den ursprünglichen Zustand).  

• Die zur Umsetzung dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen sollten den für den 

Schutz von Landnutzungsrechten geltenden internationalen Normen entsprechen.   

• Die zur Umsetzung dieser Verordnung durchgeführten Maßnahmen sollten auch den von 

der EU eingeführten Standards für biologische Vielfalt entsprechen, denn diese Normen 

haben wichtige entwicklungspolitische Implikationen, da Milliarden von Menschen auf 

dem Planeten zum Überleben auf die Artenvielfalt der Ökosysteme angewiesen sind. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 

öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge zu 

berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Am 10. Juni 2016 hat die 

Kommission den Vorschlag zur 

Ratifizierung des Pariser 

Übereinkommens durch die EU vorgelegt. 

Der Legislativvorschlag ist Teil der 

Umsetzung der Verpflichtung der Union zu 

gesamtwirtschaftlichen 

Emissionsreduktionen, wie sie in 

beabsichtigten nationalen 

Klimaschutzbeitrag (INDC) der Union und 

ihrer Mitgliedstaaten, der am 6. März 2015 

an das Sekretariat des 

Rahmenübereinkommens der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen (im 

Folgenden „UNFCCC“) weitergeleitet 

wurde, bekräftigt wird.10 

(3) Am 5. Oktober 2016 ratifizierte die 

Union das Übereinkommen von Paris, das 

somit am 4. November 2016 in Kraft 

treten konnte. Der Legislativvorschlag ist 

Teil der Umsetzung der Verpflichtung der 

Union zu gesamtwirtschaftlichen 

Emissionsreduktionen, wie sie im 

beabsichtigten nationalen 

Klimaschutzbeitrag (INDC) der Union und 

ihrer Mitgliedstaaten, der am 6. März 2015 

an das Sekretariat des 

Rahmenübereinkommens der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen (im 

Folgenden „UNFCCC“) weitergeleitet 

wurde, bekräftigt wird.10 Die auf die 

Senkung der Treibhausgasemissionen 

ausgerichteten Zielsetzungen der Union 

entsprechen auch der Verpflichtung, die 

die Union und die Mitgliedstaaten 

bezüglich der Verwirklichung der Ziele 

für nachhaltige Entwicklung bis 2030 und 

insbesondere im Hinblick auf Ziel 13 

übernommen haben, wonach das 

weltweite Problem des Klimawandels – 

auch durch Senkung der Emissionen und 

mehr Klimaresilienz – dringend gelöst 
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werden muss. 

_________________ _________________ 

10 

http://www4.unfccc.int/submissions/indc/S

ubmission%20Pages/submissions.aspx 

10 

http://www4.unfccc.int/submissions/indc/S

ubmission%20Pages/submissions.aspx 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Der Bereich Landnutzung, 

Landnutzungsänderungen und 

Forstwirtschaft (LULUCF) birgt in Bezug 

auf die Erfüllung der internationalen 

Klimaschutzverpflichtungen der Union 

ein gewaltiges Potenzial. Die 

Flächenbewirtschaftung sollte 

insbesondere mit Blick auf die Folgen für 

die Gemeinschaften vor Ort und die 

Ernährungssicherheit dem Gebot 

politischer Kohärenz und nachhaltiger 

Entwicklung entsprechen. Vor diesem 

Hintergrund sollte die Politik der Union 

im Bereich LULUCF, insbesondere in 

den Bereichen Umwelt und Wirtschaft, 

mit der geforderten Politikkohärenz im 

Interesse der Entwicklung Hand in Hand 

gehen, sodass mehr Synergien entstehen 

und dafür gesorgt ist, dass sich die eigene 

Klimapolitik positiv auf Drittländer 

auswirkt. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Das Übereinkommen von Paris gibt 

unter anderem ein langfristiges Ziel vor, 

das mit den Bestrebungen im Einklang 

(4) Das Übereinkommen von Paris gibt 

unter anderem ein langfristiges Ziel vor, 

das mit den Bestrebungen im Einklang 



 

PE599.579v02-00 6/16 AD\1124384DE.docx 

DE 

steht, den weltweiten Temperaturanstieg 

deutlich unter 2 °C über dem 

vorindustriellen Niveau zu halten und die 

Bemühungen fortzusetzen, ihn auf 1,5 °C 

über dem vorindustriellen Niveau zu 

begrenzen. Um dieses Ziel zu erreichen, 

sollten die Vertragsparteien 

aufeinanderfolgende beabsichtigte 

nationale Beiträge ausarbeiten, mitteilen 

und aufrechterhalten. Das Übereinkommen 

von Paris tritt an die Stelle der Regelung, 

die im Rahmen des Kyoto-Protokolls von 

1997 getroffen wurde und die nicht über 

das Jahr 2020 hinaus fortgesetzt wird. Im 

Übereinkommen von Paris wird auch 

gefordert, in der zweiten Hälfte dieses 

Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen 

den anthropogenen Emissionen von 

Treibhausgasen aus Quellen und dem 

Abbau solcher Gase durch Senken 

herzustellen, und von den Vertragsparteien 

verlangt, Maßnahmen zur Erhaltung und 

gegebenenfalls Verbesserung von Senken 

und Speichern von Treibhausgasen, 

darunter Wäldern, zu ergreifen. 

steht, den weltweiten Temperaturanstieg 

deutlich unter 2 °C über dem 

vorindustriellen Niveau zu halten und die 

Bemühungen fortzusetzen, ihn auf 1,5 °C 

über dem vorindustriellen Niveau zu 

begrenzen; dazu muss die Welt das 

Zeitalter der negativen Emissionen 

einläuten, in dem Wälder eine zentrale 

Rolle spielen werden. Um dieses Ziel zu 

erreichen, sollten die Vertragsparteien 

aufeinanderfolgende beabsichtigte 

nationale Beiträge ausarbeiten, mitteilen 

und aufrechterhalten. Das Übereinkommen 

von Paris tritt an die Stelle der Regelung, 

die im Rahmen des Kyoto-Protokolls von 

1997 getroffen wurde und die nicht über 

das Jahr 2020 hinaus fortgesetzt wird. Im 

Übereinkommen von Paris wird auch 

gefordert, in der zweiten Hälfte dieses 

Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen 

den anthropogenen Emissionen von 

Treibhausgasen aus Quellen und dem 

Abbau solcher Gase durch Senken 

herzustellen, und von den Vertragsparteien 

verlangt, Maßnahmen zur Erhaltung und 

gegebenenfalls Verbesserung von Senken 

und Speichern von Treibhausgasen, 

darunter Wäldern, zu ergreifen.  

Begründung 

Um den Temperaturanstieg auf unter 1,5 °C zu begrenzen – bzw. auf unter 2 °C, wenn mit 

Blick auf die Entwicklung der Emissionen keine radikalen Änderungen erreicht werden, die 

über die angekündigten, auf nationaler Ebene festgelegten Beiträge hinausgehen –, müssen 

Lösungen gefunden werden, mit denen CO2 aus der Atmosphäre entfernt werden kann, also 

„negative Emissionen“ erzielt werden. Die direkteste entsprechende Lösung in der EU wäre 

eine Erhöhung des durch LULUCF abgebauten Emissionsanteils. Die Verordnung dient der 

EU deshalb als wichtige Säule der Umsetzung ihrer Zusagen im Rahmen des 

Übereinkommens von Paris. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Um die negativen Emissionen zu 
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erreichen, die zur Erfüllung der im 

Übereinkommen von Paris verankerten 

Zielsetzungen notwendig sind, muss die 

Bindung von CO2 durch LULUCF-

Maßnahmen Gegenstand einer 

gesonderten Säule der EU-Klimapolitik 

sein. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 b (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4b) Mit dieser Verordnung wird 

weltweit ein wichtiger Präzedenzfall 

geschaffen, was die Berücksichtigung der 

durch die Landnutzung entstehenden bzw. 

gebundenen Emissionen in Bezug auf die 

nationalen Zusagen im Rahmen des 

Übereinkommens von Paris betrifft. 

Deshalb müssen im Einklang mit den 

Anforderungen des Übereinkommens von 

Paris die Grundsätze Gerechtigkeit, 

nachhaltige Entwicklung und 

Engagement für die Armutsbekämpfung 

eingehalten und die Verpflichtungen 

bezüglich der völkerrechtlich verankerten 

Menschenrechte und Rechte indigener 

Völker gewahrt und gefördert werden. 

Begründung 

Diese Verordnung stellt den weltweit ersten Versuch dar, Regeln für die CO2-Bilanz des 

Landnutzungssektors aufzustellen und diese in Bezug auf die auf nationaler Ebene 

festgelegten Zusagen anzuwenden. Sie wird sicher auch in Bezug auf außerhalb der EU 

eingeführte Regeln für die CO2-Bilanz der Landnutzung als Ausgangspunkt dienen. Deshalb 

müssen in der Verordnung Grundsätze wie die Achtung der Landnutzungsrechte verankert 

und Emissionen aufgrund der Landnutzung als gesonderte Säule behandelt werden. Diese 

Bestimmungen dürften in Ländern der südlichen Hemisphäre von noch größerer Bedeutung 

sein, da dort die Gefahr der Vertreibung armer Bevölkerungsschichten durch Projekte zur 

Nutzung von Land als CO2-Senke noch größer ist. 

 

Änderungsantrag 6 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) Damit es gelingt, die 

Treibhausgasemissionen ohne Einbußen 

für die Lebensmittelproduktion zu senken, 

sollte die Union bei der Förderung und 

beim Export von Forschung und 

Investitionen zu Gunsten nachhaltiger, 

moderner und innovativer Verfahren, 

Techniken und Ideen im Bereich 

LULUCF sowie bei der Verbreitung 

umweltfreundlicher Technologie weltweit 

eine Führungsrolle übernehmen und den 

internationalen Partnern, einschließlich 

Entwicklungsländern, mit gutem Beispiel 

vorangehen. Die wirksame 

Zusammenarbeit und Partnerschaften mit 

privatwirtschaftlichen Akteuren, vor 

allem kleinen und mittelständischen 

Unternehmen, sollte in diesem Rahmen 

verstärkt werden. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20a) Die vorliegende Verordnung sollte 

im Rahmen des Übereinkommens von 

Paris umgesetzt werden, und zwar 

insbesondere, indem der Stellenwert 

geachtet wird, der der Erhaltung der 

Ökosysteme und der Lebensgrundlagen 

sowie der Widerstandsfähigkeit von in 

Waldgebieten lebenden Gemeinschaften 

zukommt. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 b (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20b) Der Klimawandel hat für die 

Bevölkerung weltweit weitreichende 

Folgen. Mit dem Übereinkommen von 

Paris ist die Union die Verpflichtung 

eingegangen, bei 

Klimaschutzmaßnahmen ihre 

Verpflichtungen in Bezug auf die 

Menschenrechte, das Recht auf 

Gesundheit, die Rechte von indigenen 

Völkern, lokalen Gemeinschaften, 

Migranten, Kindern, Menschen mit 

Behinderungen und besonders 

schutzbedürftigen Personen zu achten, zu 

fördern und zu 

berücksichtigen. Außerdem wird die 

Union ihre Verpflichtungen in Bezug auf 

das Recht auf Entwicklung, 

Gleichberechtigung, die Stärkung der 

Position von Frauen und Gerechtigkeit 

zwischen den Generationen achten, 

fördern und berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 c (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20c) Was die Rodung tropischer Wälder 

betrifft, sollte für eine ganzheitliche 

Herangehensweise gesorgt werden, in 

deren Rahmen allen Ursachen der 

Entwaldung ebenso Rechnung getragen 

wird, wie der von der Kommission im 

Rahmen der UNFCCC-Verhandlungen in 

einer Erklärung formulierten Zielsetzung, 

die weltweit fortschreitende Zerstörung 

der Wälder bis spätestens 2030 zu stoppen 

und die Bruttoentwaldung in den Tropen 

bis 2020 im Vergleich zum derzeitigen 

Stand um mindestens 50 % zu verringern. 

 

Änderungsantrag 10 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 d (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20d) Die Union hat in Bezug auf die 

Ziele der Vereinten Nationen für 

nachhaltige Entwicklung Zusagen 

gegeben, die nur erreicht werden können, 

wenn Wälder entsprechend bewirtschaftet 

werden und die Verpflichtung 

übernommen wird, die Entwaldung zu 

stoppen und umzukehren und die 

Aufforstung voranzutreiben. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 e (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20e) Mit der vorliegenden Verordnung 

sollte im Einklang mit dem UNFCCC-

Übereinkommen ein von den Ländern 

ausgehender, geschlechtergerechter, 

partizipatorischer und vollständig 

transparenter Ansatz unter 

Berücksichtigung von besonders 

schutzbedürftigen Gruppen, 

Gemeinschaften und Ökosystemen 

verfolgt werden. Außerdem sollte dieser 

Ansatz auf den besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Erkenntnissen und 

gegebenenfalls traditionellem Wissen, 

dem Wissen indigener Völker und lokalen 

Wissenssystemen gründen sowie daran 

ausgerichtet sein, sodass 

Anpassungsmaßnahmen in die 

einschlägigen sozioökonomischen und 

umweltrelevanten Strategien und 

Maßnahmen einbezogen werden. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 f (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (20f) Forstwirtschaft und Wälder sollten 

verantwortungsvoll betrieben bzw. 

bewirtschaftet werden, tatsächlich zur 

wirtschaftlichen Entwicklung eines 

Landes beitragen und Landwirten echte 

wirtschaftliche Chancen bieten, wobei 

sichergestellt sein muss, dass keine 

sensiblen Ökosysteme entwaldet werden, 

auf Torfböden keine Plantagen angelegt 

werden, Plantagen – zur Minimierung 

ökologisch und gesellschaftlich negativer 

Auswirkungen – mit modernen 

agrarökologischen Verfahren 

bewirtschaftet werden und die 

Bodenrechte, die Rechte indigener 

Gemeinschaften sowie die Menschen- und 

Arbeitnehmerrechte geachtet werden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Unterabsatz 1 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Diese Verordnung dient der Einhaltung 

der im Übereinkommen von Paris 

festgelegten Zusagen und Zielsetzungen 

durch die Union.  

Begründung 

Die LULUCF-Verordnung ist eine der Säulen, mit denen die Union die im Übereinkommen 

von Paris verankerten Zusagen umsetzt. Die Union hat sich verpflichtet, den weltweiten 

Temperaturanstieg auf deutlich unter 2 °C zu begrenzen und setzt sich dafür ein, unter 1,5 °C 

zu bleiben. Die Einhaltung der im Übereinkommen von Paris verankerten Zusagen ist die 

Voraussetzung dafür, dass gefährlichen Folgen in vom Klimawandel besonders bedrohten 

Regionen – wie zu den Entwicklungsländern zählenden kleinen Inselstaaten, den Küsten 

Südasiens und dürregefährdeten Gebieten Afrikas – begegnet werden kann. 
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Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe e a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ea) bewirtschaftete Feuchtgebiete: 

Feuchtgebiet, das Feuchtgebiet bleibt, 

oder Feuchtgebiet, das aus der 

Flächenart Siedlung oder sonstige Fläche 

umgewandelt wurde, oder Feuchtgebiet, 

das in die Flächenart Siedlung oder 

sonstige Fläche umgewandelt wurde. 

Begründung 

Torfland und Feuchtgebiete sind Lebensräume mit hohem Schutzwert, denn hier befinden sich 

einige der wichtigsten CO2-Speicher der EU und der Welt. Wenn die Gebiete geschädigt sind, 

emittieren sie jedoch gewaltige Mengen an Treibhausgasen. Damit mit der Verordnung die 

richtigen Anreize dafür gesetzt werden, dass diese CO2-Speicher erhalten bleiben bzw. 

wiederhergestellt werden, sollte die Bilanzierung für Feuchtgebiete und Torfland verbindlich 

sein. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 2 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 14 delegierte 

Rechtsakte zur Anpassung der 

Begriffsbestimmungen in Absatz 1 zu 

erlassen, um dem technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritt Rechnung zu 

tragen und die Kohärenz zwischen diesen 

Begriffsbestimmungen und etwaigen 

Änderungen relevanter 

Begriffsbestimmungen in den IPCC-

Leitlinien für nationale 

Treibhausgasinventare von 2006 (im 

Folgenden „IPCC-Leitlinien“) zu 

gewährleisten. 

(2) Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 14 delegierte 

Rechtsakte zur Anpassung der 

Begriffsbestimmungen in Absatz 1 zu 

erlassen, um dem technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritt Rechnung zu 

tragen und die Kohärenz zwischen diesen 

Begriffsbestimmungen und etwaigen 

Änderungen relevanter 

Begriffsbestimmungen in den IPCC-

Leitlinien für nationale 

Treibhausgasinventare von 2006 (im 

Folgenden „IPCC-Leitlinien“) und in den 

Ergänzungen aus dem Jahr 2013 zu den 

IPCC-Leitlinien für nationale 
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Treibhausgasinventare aus dem 

Jahr 2006 zu Feuchtgebieten zu 

gewährleisten. 

Begründung 

Es sollten auch die aktuellen vom IPCC veröffentlichten Methoden für die Bilanzierung der 

Landnutzung berücksichtigt werden. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten setzen sich dafür ein, 

den Emissionsabbau im Zeitraum von 

2021 bis 2025 sowie von 2026 bis 2030 zu 

verstärken. In den anschließenden 

Zeiträumen steigt die Emissionsmenge, 

die die einzelnen Mitgliedstaaten 

entsprechend der in dieser Verordnung 

festgelegten Bilanz insgesamt abbauen, 

gemäß den langfristigen 

Klimaschutzzielen der Union und ihren 

Zusagen im Rahmen des 

Übereinkommens von Paris.  

Begründung 

Wissenschaftler gehen davon aus, dass Lösungen gefunden werden müssen, um Kohlendioxid 

aus der Atmosphäre zu entfernen, d. h. „negative Emissionen“ erreicht werden müssen, wenn 

die Erderwärmung unter 1,5 °C sowie deutlich unter 2 °C gehalten werden soll. Negative 

Emissionen werden nicht erreicht, indem die Emissionen durch den Emissionsabbau durch 

LULUCF ausgeglichen werden, sondern nur, wenn der Abbau höher ist.  

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Mitgliedstaaten verbuchen die 

Emissionen und den Abbau aus 

(1) Die Mitgliedstaaten verbuchen die 

abholzungsbedingten Emissionen und die 
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aufgeforsteten Flächen und aus 

entwaldeten Flächen als die 

Gesamtemissionen und den Gesamtabbau 
für jedes einzelne Jahr in den Zeiträumen 

2021-2025 und 2026-2030. 

durch die Aufforstung von Flächen 

gebundenen Emissionen für jedes einzelne 

Jahr in den Zeiträumen 2021–2025 und 

2026–2030 als Gesamtemissionen bzw. 

Gesamtabbau. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der nationale Anrechnungsplan für die 

Forstwirtschaft muss alle in Anhang IV 

Abschnitt B aufgeführten Elemente sowie 

einen Vorschlag für einen neuen 

Referenzwert für Wälder enthalten, der auf 

einer Fortsetzung der aktuellen, bei 

nationalen Wäldern zwischen 1990 und 

2009 nach Waldart und -altersklasse 

dokumentierten 

Waldbewirtschaftungspraxis und 

-intensität, ausgedrückt in Tonnen CO2-

Äquivalent pro Jahr, beruht.  

Der nationale Anrechnungsplan für die 

Forstwirtschaft muss alle in Anhang IV 

Abschnitt B aufgeführten Elemente sowie 

einen Vorschlag für einen neuen 

Referenzzeitraum für Wälder enthalten, 

der auf einer Fortsetzung der aktuellen, bei 

nationalen Wäldern zwischen 1990 und 

2009 nach Waldart und -altersklasse 

dokumentierten 

Waldbewirtschaftungspraxis und 

-intensität, ausgedrückt in Tonnen CO2-

Äquivalent pro Jahr beruht, und 

sicherstellen, dass weiterhin derselbe 

Anteil von Biomasse für 

Energiegewinnung und feste Biomasse 

verwendet wird. 

Begründung 

Unter dem Gesichtspunkt des Klimaschutzes ist es besser, Biomasse für feste Biomasse 

(langlebige Produkte) zu nutzen, als sie direkt aus dem Wald zur Energiegewinnung 

einzusetzen (sofortige Oxidierung). Wenn die zur Energiegewinnung genutzte Menge an Holz 

bei gleichbleibender Ernteintensität steigt, wird das zu einem Anstieg der CO2-Emissionen 

führen und muss in Bezug auf den Referenzwert angerechnet werden. 
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